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Resolution der regionalen Industrie-Landsgemeinde
am 6. März 2013 in Gerlafingen

Industrie-Beschäftigte pochen auf die Einführung von Mindestlöhnen im MEM-GAV

(Gerlafingen, Mittwoch, 6. März 2013) Rund 100 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer haben sich am Mittwoch an der regionalen Industrie-Landsgemeinde der Gewerkschaft Unia in Gerlafingen SO über den Stand der GAV-Verhandlungen in der Maschinen-, Elektro- und Metallindustrie (MEM) orientieren lassen. Die Teilnehmenden haben dabei einstimmig und mit Nachdruck ihre Hauptforderungen für den neuen Gesamtarbeitsvertrag (GAV) bekräftigt:
1. Die Verankerung von Mindestlöhnen im neuen GAV.

2. Die Streichung des sogenannten Krisenartikels GAV Art. 57.

3. Die Verstärkung des Kündigungsschutzes für gewerkschaftliche Vertrauensleute und Mitglieder von Betriebs- und Personalkommissionen.
Die Diskussionen an der Industrie-Landsgemeinde in Gerlafingen bestätigten klar: die Arbeiter und Angestellten in der Industrie sind mit dem aktuellen Stand der Verhandlungen mit Swissmem, dem Arbeitgeberverband der MEM-Industrie, überhaupt noch nicht zufrieden. Mit Nachdruck fordern sie vor allem die Durchsetzung von Mindestlöhnen im neuen Gesamtarbeitsvertrag. Die Einführung von Mindestlöhnen im GAV ist eine zentrale Bedingung, ohne die der Abschluss eines neuen GAV nicht infrage kommt. Dies ist der klare Auftrag der Industrie Landsgemeinde an die Verhandlungsdelegation der Unia.

Mit der Einführung der Personenfreizügigkeit im Rahmen der bilateralen Verträge ist der Lohndruck in der Schweiz stark gestiegen. Auch in der Industrie ist dieser Druck massiv spürbar. Zwischen 2008 und 2011 haben sich die Lohndumpingfälle gemäss Erhebungen des Seco verdreifacht. Der Anteil Dumpingfälle stieg in diesem Zeitraum von 4 % auf 12 % aller kontrollierten Arbeitsverhältnisse. Besonders stark betroffen von Tieflöhnen sind Frauen.
Alle Fakten sprechen für die Festlegung von Mindestlöhnen in einem der wichtigsten Gesamtarbeitsverträge der Schweiz:

· Verbindliche Mindestlöhne im GAV sind das wirksamste Mittel gegen zunehmendes Lohndumping auch in der Industrie.

· Mindestlöhne sind eine dringend notwendige Ergänzung  der flankierenden Massnahmen zur Personenfreizügigkeit.

· Mindestlöhne fördern und unterstützen die Lohngleichheit von Mann und Frau.

· Mindestlöhne sind gut für die Kaufkraft der Lohnabhängigen und damit gut für die ganze Volkswirtschaft.

· Und schliesslich verhindern angemessene Mindestlöhne prekäre Arbeitsverhältnisse und damit steigende Sozialhilfeausgaben der öffentlichen Hand.
Mit der vorliegenden Resolution appellieren die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Industrie-Landsgemeinde Biel-Seeland / Kanton Solothurn eindringlich an Swissmem und ihre Mitgliedfirmen, die Unia-Forderungen respekt- und verantwortungsvoll wahrzunehmen. Die Weiterführung der Personenfreizügigkeit gegenüber der EU setzt voraus, dass der wachsende Druck auf die Löhne durch Mindestlöhne im GAV bekämpft wird. Ohne diese Massnahmen ist ein Ja zur Ausdehnung der Personenfreizügigkeit auf Kroatien in der bevorstehenden Volksabstimmung infrage gestellt.

Die Industrie-Landsgemeinde hielt ebenso einhellig an der Forderung zur Streichung bzw. Anpassung von Art. 57 GAV, dem sogenannten Krisenartikel fest. Es sei inakzeptabel, dass die Wirtschaftskrise durch Arbeitszeiterhöhungen ohne Lohnausgleich auf die Arbeitnehmenden abgewälzt werde. Darum fordert Unia die Streichung von Art. 57 oder eine Verschärfung der Bestimmungen unter zwingendem Einbezug der Gewerkschaften.

Ebenfalls sehr wichtig ist ein besserer Kündigungsschutz für gewerkschaftliche Vertrauensleute und von gewählten Mitgliedern in den Betriebs- und Personalkommissionen. Um die Interessen der Beschäftigten tagtäglich wirksam zu vertreten und auf gleicher Augenhöhe mit den Arbeitgebern verhandeln zu können, ist ein verstärkter Kündigungsschutz dringend nötig. Denn seit Jahren häufen sich die Fälle von Kündigungen von engagierten gewerkschaftlichen Vertrauensleuten in den Betrieben.
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